
Häusliche Gewalt?
Ihr Schutz & Ihre Rechte nach 

dem Gewaltschutzgesetz

Meine Lieblingslampe.  
Bis er sie mir an den  
Kopf geschlagen hat. 



Liebe Leserin,  
       lieber Leser,

wer zu Hause Gewalt erfährt, fühlt 
sich oft hilflos und alleingelassen. 
Aber Gewalt ist niemals Privatsache 
– nicht in der Partnerschaft und nicht 
in der Familie. Ein Leben frei von Ge-
walt ist das Recht jedes Menschen. 

Wir lassen niemanden im Stich. Alle Menschen, die 
 Gewalt erlebt haben, müssen die Hilfe bekommen, die 
sie brauchen – schnell und unkompliziert. Mit dem 
 Gewaltschutzgesetz stärken wir den Schutz von Betrof-
fenen. Kontakt-, Näherungs- und Belästigungsverbote 
zeigen klare Grenzen auf. Für die Täter und Täterinnen 
gilt konsequent: Wer zuschlägt, muss die Wohnung 
 verlassen.

Dieser Flyer gibt Ihnen einen Überblick über das Gesetz 
und weitere Hilfsangebote. Sollten Sie von häuslicher 
Gewalt betroffen sein: Nehmen Sie die Situation nicht 
einfach hin, sondern nutzen Sie alle Möglichkeiten, die 
das Recht Ihnen bietet! 

Ulrike Scharf
Staatsministerin



Das Gewaltschutzgesetz

Auf einen Blick 

Sie erleben zu Hause Gewalt? Oder jemand, den Sie  
kennen? Das Gewaltschutzgesetz stärkt den Schutz  
betroffener Personen – und zieht zugleich die Täterinnen 
und Täter zur Verantwortung. Wenn Sie von Gewalt  
betroffen sind, können Sie

 → bei der Polizei Anzeige erstatten. Die zuständige 
Staatsanwaltschaft kann dann Anklage erheben.  
Neben diesem strafrechtlichen Schritt können Sie nach 
dem Gewaltschutzgesetz zusätzlich zivilrechtlich 
vorgehen und

 → beim Amtsgericht (Familiengericht) Maßnahmen 
zum Schutz vor Gewalt und Stalking (= Nachstellen) 
und/oder die Überlassung der gemeinsam genutzten 
Wohnung beantragen.

Wen schützt das Gesetz? 

Das Gewaltschutzgesetz schützt Frauen, Männer, 
Trans- und Interpersonen vor körperlicher und seelischer 
häuslicher Gewalt. Dabei spielt es keine Rolle, ob Sie in 
einer ehelichen, nichtehelichen oder anderen Gemein-
schaft zusammenleben. 

Oft sind auch Kinder von häuslicher Gewalt betroffen: 
direkt – oder indirekt, wenn sie zum Beispiel Gewalt  
zwischen den Eltern miterleben. Für sie gilt das Kind-
schaftsrecht. Danach trifft das Familiengericht alle  
Anordnungen zum Wohl des Kindes. 



Wie kann ich Gewaltschutz beantragen? 

 → Persönlich. Dann müssen Sie einen Antrag ausfüllen. 
Dabei hilft Ihnen die Rechtsantragstelle beim Amts- 
gericht. Tipp: Wenden Sie sich an Ihr Amtsgericht und  
fragen Sie, welche Unterlagen Sie vorlegen müssen.  
(Ihr Amtsgericht finden: Geben Sie in Ihrer Suchmaschine 
einfach „Amtsgericht“ und Ihren Wohnort ein oder  
unter www.gewaltschutz.bayern.de)

 → Über eine Anwältin oder einen Anwalt. In diesem Fall  
können Sie unter bestimmten Voraussetzungen Verfah-
renskostenhilfe erhalten. 

Mein Treffpunkt mit den Kumpels. 
Bis sie mein Handy kontrollierte  
und jeden Kontakt verhinderte.

http://www.gewaltschutz.bayern.de


Gerichtliche Maßnahmen

Schutz vor Gewalt und Stalking (= Nachstellen) 

Bei (drohender) häuslicher Gewalt oder Stalking  
(Nachstellen) kann das Amtsgericht der Täterin oder  
dem Täter verbieten,  

 → Ihre Wohnung zu betreten,
 → sich in einem bestimmten Umkreis Ihrer Wohnung  

aufzuhalten,
 → an bestimmte Orte zu kommen, an denen Sie sich regel-

mäßig aufhalten (z. B. Arbeitsplatz, Kita oder Schule),
 → telefonisch oder online (z. B. per E-Mail) Kontakt zu  

Ihnen aufzunehmen, 
 → sich mit Ihnen zu treffen. 

Eilentscheidungen des Gerichts sind möglich. Wer gegen 
eine Schutzanordnung verstößt (oder gegen eine Ver-
pflichtung, die in einem gerichtlich bestätigten Vergleich 
ausgehandelt wurde), macht sich strafbar. 

Tipp: Die Täterin oder der Täter verstößt gegen eine  
Anordnung oder Verpflichtung? Melden Sie den Verstoß 
sofort der Polizei und dem zuständigen Gericht!  

Überlassung der Wohnung 

Nach dem Gewaltschutzgesetz kann Opfern von häus-
licher Gewalt die gemeinsame Wohnung zugewiesen  
werden, sodass nur noch Sie die gemeinsame Wohnung 
nutzen dürfen. Dabei spielt es keine Rolle, ob Sie mit  
der Täterin oder dem Täter verheiratet oder verpartnert, 
unverheiratet oder zum Beispiel in einer WG zusammen-
wohnen. 



Polizeiliche Maßnahmen

Wenn Sie in Gefahr sind, kann die Polizei Maßnahmen  
zu Ihrem Schutz ergreifen und

 → der Täterin oder dem Täter für eine bestimmte Zeit  
verbieten, Ihre gemeinsame Wohnung zu betreten  
(= befristeter Platzverweis),

 → in schwerwiegenden Fällen die Täterin oder den Täter 
in Gewahrsam nehmen (das heißt für eine gewisse Zeit 
einsperren) oder zum Beispiel

 → ein befristetes Kontaktverbot aussprechen.

Diese Maßnahmen verschaffen Ihnen Zeit, um sich be-
raten zu lassen und die nächsten Schritte zu veranlassen. 
Sie können zum Beispiel gerichtliche Maßnahmen zu  
Ihrer Sicherheit beantragen. Die Polizei muss begangene 
Straftaten verfolgen. Sie führt Vernehmungen durch und 
sichert Beweismittel.

Für einen befristeten Zeitraum kann Ihnen die Wohnung 
sogar dann vom Gericht zugewiesen werden, wenn

 → Sie bei einer Mietwohnung nicht im Mietvertrag  
genannt sind oder 

 → es sich um eine Eigentumswohnung handelt, die der 
Täterin oder dem Täter gehört.

WEITERE INFOS ... 

zum polizeilichen Einschreiten finden Sie in der 
Broschüre „Häusliche Gewalt – Die Bayerische 
Polizei informiert“. Sie können sie im Bestellportal 
der Bayerischen Staatsregierung als PDF 
herunterladen: bestellen.bayern.de

https://bestellen.bayern.de/


Hier finden Sie  
          Beratung & Hilfe

Beratung und praktische Unterstützung bieten unter  
anderem Frauenhäuser, Fachberatungsstellen/Notrufe, 
die Beauftragten der Polizei für Kriminalitätsopfer, Ehe- 
und Familienberatungsstellen, Allgemeine Sozialdienste, 
Jugendämter, Erziehungsberatungsstellen, der Kinder-
schutzbund sowie der Weiße Ring e. V.

Die Kontaktdaten der Anlaufstellen (überregional und 
vor Ort, auch in Ihrer Nähe) und viele wichtige Infos 
über Gewalt finden Sie hier:

bayern-gegen-gewalt.de
gewaltschutz.bayern.de

HILFE IM NOTFALL 

Sie sind in Gefahr? Oder andere Personen?  
Wählen Sie den Notruf 110 (rund um die Uhr,  
ohne Vorwahl und kostenfrei aus allen Netzen).

https://bayern-gegen-gewalt.de/
https://www.stmas.bayern.de/gewaltschutz/
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